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Verkündet
am 19o November 1959
Pfauz, Justizsngestellter
als TJrkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit
vertretendes Bi 

durch
Straße ■ ■ ■ ■ ■ K  als Vorstand,

Beklagten und Revisionsklägers , 
-Prozeßbevollmächtigter* Rechtsanwalt Prof* Br.

gegen .

den Berufsboxer Josef Bl 
itr.

in El

Kläger und Revisionsbeklagten, 
•Prozeßbevollmächtigtert Rechtsanwalt Dr<

hat der II« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 28o September 1959 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Dr* Haidinger, Br« Kuhn, Br» Haager,
Br» Reinicke und Hill 
für Recht erkannt*

Bie Revision gegen das tfrteil des 5* Zivil­
senats des Kammergerichts vom 20« Januar 1959 wird 
auf Kosten des Beklagten zurückgewiesen«

Von Rechts wegen



Tatbestands
Der Kläger ist Berufsboxer« Er war Mitglied des be­

klagten Vereins» dem nach seiner Satzung die Lizenzierung 
der Berufsboxer und die Erteilung der Erlaubnis für Aus­
landsstarts obliegt. Am 3« Mai 1958 wurde der Kläger wäh­
rend eines Kampfes um die Deutsche Federgewicht smeister- 
schaft wegen eines von ihm bestrittenen Fouls vom Bing­
richter disqualifiziert« Diese Maßnahme wurde durch Be­
schluß des Sportausschusses des Beklagten vom 13« Mai 1958 
aufgehoben; zugleich wurde aber der Kläger für ein halbes 
Jahr für alle Auslandsstarts gesperrt und 25 f l seiner ein­
behaltenen Börse der Kasse des Beklagten für verfallen er- 

. klärt« Mit Schreiben vom 17* Mai 1958 versagte der Beklagte 
dem Kläger noch ausdrücklich die Starterlaubnis für einen 
am 1« Juni 1958 in Helsinki vorgesehenen Kampf« Der Kläger 
machte von der satzungsxnäßig gegebenen Möglichkeit, gegen 
die Entscheidung des Sportausschusses Berufung beim Vorstand 
des Beklagten einzulegen» keinen Gebrauch» sondern trat mit 
Schreiben vom 28« Hai 1958 aus dem beklagten Verein aus« 
Sodann trat er dem finnischen Berufsboxsportverband bei und 
führte mit dessen Erlaubnis am 1« Juni 1958 den Kampf in 
Helsinki durch« Der finnische Verband erteilte ihm auch 
die Starterlaubnis für einen für den 20« Juni 1958 geplan­
ten Kampf in Frankreich, zog diese aber auf Veranlassung 
der European Boxing Imion zurück, da nach deren Hegeln ein 
Boxer nur Mitglied seines Heimatverbandes sein darf«

Mit Schreiben vom 30« Juni 1958 bat der Kläger um 
seine Wiederaufnahme in den Beklagten« Dieser erklärte mit 
Schreiben vom. 5« September 1958, daß er dem Gesuch erst 
dann näher treten könne, wenn der Kläger angebe, wer ihn 
zu dem Austritt veranlaßt und wer ihm den Kampf in Helsin­
ki vermittelt habe« Das lehnte der Kläger als seine persön­
liche Angelegenheit ab, zumal er sonst wirtschaftliche und 
andere Nachteile befurchten müsse«
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Mit der Klage macht er geltend* her Beklagte habe 
Monopolcharakter5 da seine Erlaubnis zu Kämpfen deutscher 
Berufsboxer unentbehrlich sei und nur seinen Mitgliedern 
erteilt werde« Rr dürfe darum eine Aufnahme als Mitglied 
nur aus wichtigem Grunde ablehnen oder zurückstellen, und 
daran fehle es«

her Kläger hat neben einem nicht mehr interessierenden 
Antrag begehrt, den Beklagten zu verurteilen, seiner Aufnahme 
zuzustimmen und ihm eine schriftliche Aufnahmeerklärung zu 
erteilen«

her Beklagte hat behauptet, er besitze keinen Mono« 
polcharakter; er sieht in dem Verhalten des Klägers einen 
Grund, der ihn mindestens zeitweilig berechtige, die Wieder- 
auf nähme des Klägers abzulehnen«

has Landgericht hat die Klage abgewiesen»

has Berufungsgericht hat dem zuvor wiedergegebenen 
Klageantrag stattgegeben.

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen Klag­
abweisungsantrag weiters während der Kläger um Zurückweisung 
der .Revision gebeten hat»

Entscheidungsgründ e t

hie Revision zweifelt die Zulässigkeit der Berufung 
des Klägers an, weil die Unterschrift, mit der die Beru­
fungsschrift versehen sei, nicht mehr als Schriftzug ange­
sehen werden könne« her rechtliche Ausgangspunkt dieser Auf­
fassung ist richtig, denn zur Unterzeichnung einer Rechts­
nittelschrift gehört ein individueller Schriftzug, aus dem
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ein Dritter, der den Hamen des Unterzeichnenden kennt, die­
sen Hamen aus dem Schriftbild noch herausleeen kann (BGH 
HJW 1959? 734; HG JW 1929? 52; 1929? 1658). Das ist hier 
aber auch der Pall. Das Berufungsgericht hat daher mit Recht 
in der Sache selbst entschieden.

II#
Das Berufungsgericht stellt fest, daß der Beklagte, 

wenn auch nicht rechtlich, so doch tatsächlich eine Mono­
polstellung inne habe. Es meint, der Beklagte sei nicht ge­
halten gewesen, den Kläger auf sein Gesuch vom 50. Juni 
1958 sofort wieder aufzunehmen. Der Kläger habe die vom Sport­
ausschuß des Beklagten verhängte Sperre für Auslandsstarts 
umgangen und damit in grober Weise gegen die Satzung des 
Beklagten verstoßen. Wäre er Mitglied des Beklagten geblie­
ben, so hätte er "wegen dieses Verstoßes gegen die Vereins­
disziplin erneut und zwar mit zeitweiligem oder dauerndem 
Lizenzentzug bestraft werden können". Die Dauer eines straf­
weise verhängten Lizenzentzuges würde schätzungsweise ein 
halbes Jahr betragen haben. Hierbei sei zu berücksichtigen, . 
daß das Verhalten des Klägers ein schlechtes Beispiel biete 
und geeignet sei, das innere Gefüge und das Ansehen des Be­
klagten zu gefährden. Erschwerend falle weiter ins Gewicht, 
daß der Kläger bereits einmal wegen eines Regelverstoßes 
während eines Kampfes um die Deutsche Federgewichtsmeister- 
schaft mit der Einbehaltung eines feile seiner Börse und 
mit einer halbjährigen Sperre für Auslandsstarts bestraft 
worden sei. Strafmildernd sei in Rechnung zu stellen, daß 
sich der Kläger seines Alters wegen dem Ende seiner berufs­
sportlichen Laufbahn nähere. Die mutmaßliche Dauer eines 
Lizenzentzuges sei von der Anbringung des Wiederaufnahme- 
gesuchs ab zu rechnen und Anfang 1959 abgelaufen. Seitdem 
halte der Beklagte den Kläger grundlos seinen Reihen fern.
Die Weigerung des Klägers,' anzugeben, wer ihn zum Austritt
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aus dem Beklagten bewogen und wer ihm den Kampf in Helsinki 
•vermittelt babe, berechtige den Beklagten nicht, dem Kläger 
auch weiterhin die Wiederaufnahme vorzuenthalten * Der Be­
klagte habe zwar ein berechtigtes Interesse an der Beant­
wortung dieser Präge, er könne aber nicht verlangen, daß 
der Kläger unanständig handle, und das würde er tun, wenn 
er seine Ratgeber und Vermittler preisgäbe « Der Beklagte 
verstoße gegen § 826 BGB, wenn er noch in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Berufungsgericht - das ist am 20- Janu­
ar 1959 - die Wiederaufnahme des Klägers abgelehnt habe«

Die Revision greift diese Ausführungen in mehrfacher 
Hinsicht an.

Io Sie macht geltend, daß das Berufungsgericht nicht 
genügend eigene Sachkunde besessen habe, 12m die Bauer eines 
strafweise verhängten Lizenzentzuges zu schätzen, und daß 
die Umgehung der am 15° Mai 1958 verhängten halbjährigen 
Sperre für Auslandskämpfe mindestens zu einer Bestrafung 
mit dem Lizenzentzug für die Bauer eines Jahres geführt 
haben würde«

Hierauf kommt es jedoch nicht an« Ber Kläger ist 
gegen Ende Mai 1958 aus dem Beklagten ausgetreten« Baher 
kann ihm nicht zur Last gelegt werden, daß er mit der Burch- 
führung des Kampfes in Helsinki am 1« Juni 1958 gegen die 
Vereinsdisziplin verstoßen haben würde, wennt er Mitglied 
des Beklagten geblieben wäre« Bern Kläger ist ab er **Vor zu­
werfen, daß er durch seinen Austritt aus dem beklagten 
Verein und durch seinen Eintritt in den finnischen Berufs- 
boxsportverband den Beschluß des Sportausschusses des Beklag­
ten vom 15° Mai 1958 umgangen,hat« Bas berechtigte den Be­
klagten ohne weiteres dazu, dem Kläger die Wiederaufnahme 
zeitweilig vorzuenthalten: Strafgesichtspunkte konnten und 
durften dagegen nicht herangezogen werden, da der Kläger,
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solange er nicht Mitglied des Beklagten war, nicht dessen 
Vereinsstrafgewalt unterlag (vgl« das Senatsurteil vom 
18o9ol958 - II ZR 352/56 - BGHZ 28, 131,' 133) o

2 c Zu Unrecht wendet sich die Revision gegen den 
Standpunkt des Berufungsgerichts, die Weigerung des Klä­
gers, seine Ratgeber und Vermittler zu nennen, berechtige 
den Beklagten nicht dazu, ihm die Wiederaufnahme vorzuent­
halten, Wenn auch anzuerkennen ist, daß der Beklagte ein 
berechtigtes Interesse an der Kennung dieser Personen hat, 
so folgt daraus nicht, daß der Kläger zur Preisgabe dieser 
Personen verpflichtet seib Bine solche Verpflichtung läßt 
sich auch nicht aus derjenigen Satzurigsbestimmung her leiten? 
die den Ausschluß eines Mitglieds bei schwerwiegenden Ver­
stößen gegen die. Vereinsinteressen erlaubte Auch die Tatsache, 
daß sich der Kläger um seine Wiederaufnahme in den Beklagten 
bemüht, verpflichtet ihn nicht zur Angabe seiner Ratgeber 
und Vermittler« Br hat lediglich dafür einzustehen, daß er 
den Beschluß des Sportausschusses des Beklagten vom 13« Mai 
1958 Umgangen hat« Selbst wenn er dies auf Veranlassung 
oder Empfehlung eines Mitglieds des Beklagten tat, gab dies 
dem Beklagten nicht das Recht, die Wiederaufnahme des Klä­
gers von der Nennung dieser Person abhängig zu machen«

3« Der Revision kann nicht zugegeben werden, daß der 
Kläger, wenn er trotz Mißachtung der gegen ihn verhängten 
halbjährigen Auslandssperre bereits Mitte Januar 1959 wieder­
aufgenommen werden mußte, nicht stärker betroffen wurde als 
durch den unangefochten gebliebenen Beschluß des Sportaus­
schusses vom 13« Mai 1958« Durch diesen Beschluß wurde der 
Kläger auf die Dauer eines halben Jahres lediglich für Aus­
landsstarts gesperrt« Diese Sperre wäre nach dem Vortrag 
des Beklagten (S« 6 seines Schriftsatzes vom 27«10«58) mit 
dem 13« November 1958 abgelaufen« Hätte sich der Kläger dem 
Beschluß des Sportausschusses gefügt, so hätte er zwar wäh-



rend der Dauer der Sperre nicht im Ausland kämpfen dürfen und 
insbesondere den Kampf in Helsinki bleiben iassen müssen; er 
hätte dann auch nicht auf einmal die in Helsinki erzielten 
1.200 DM verdient, die nach seinem Schreiben vom 30« Juni 
1958 seine bisher größte Börse waren und deretwegen, wie er 
in diesem Schreiben selbst eingeräumt hat, er den Beschluß 
des Sportausschusses vom 13« Mai 1958 umgangen hato Er 
hätte dann aber ohne Pause in der Bundesrepublik antreten 
und auch nach dem 13- November 1958 wieder Auslandskämpfe 
bestreiten dürfen. Wenn, ihn der Beklagte, wie das Beru­
fungsgericht angenommen hat, bis Mitte Januar 1959 nicht 
wieder auf zunehmen brauchte, so wurde er weit mehr, getrof­
fen, als wenn er sich dem Beschluß des Sportausschusses vom 
13«* Mai 1958 gefügt hätte. Es kann daher keine Hede davon 
sein, daß der Standpunkt des Berufungsgerichts einen Anreiz 
zur Umgehung zeitweiliger Auslandssperren oder zeitweiligen 
Lizenzentzuges biete. Dabei kann ganz außer Betracht blei­
ben, daß der Kläger infolge der Dauer des durch drei In­
stanzen geführten Rechtsstreits insgesamt etwa 1 l/2 Jahre 
für Auslandskämpfe verloren hat.*

4. Grundsätzlich ̂ unterliegt die Aufnahme eines Mit- . 
glieds der freien Selbstbestimmung der Vereine. Das gilt 
bürgerlichrechtlich aber nicht ausnahmslos. So ist ange­
nommen worden, daß Berufsvereine mit Monopolstellung einen 
Aufnahmeantrag nicht ohne triftigen Grund ablehnen dürfen, 
wenn die satzungsmäßigen Voraussetzungen der Mitgliedschaft 
erfüllt sind (RGZ 106, 120; BGHZ 21, 1; Denecke in BGB-RGRK 
§ 58 Anm. 2; StaudirigeVcoißg § 58 Aüm. 2). Andererseits ist 
anerkannt, daß eine Monopol- oder sonstige Machtstellung zur 
Rücksichtnahme verpflichtet und daß ihr Mißbrauch die Polge
der Nichtigkeit (§ 138 BGB) oder der Schadensersatzpflicht « %
(§ 826 BGB) nach sich ziehen kann. Das Berufungsgericht hat 
von der Revision unangegriffen und damit für das .Bevisions- 
gericht bindend festgestellt,’daß der.Beklagte'im deutschen



Berufsboxsport , wenn auch nicht rechtlich, so doch tatsäch­
lich, eine Monopolstellung innehat« Biese Stellung läßt dem 
Beklagten allerdings die Freiheitj die Wiederaufnahme eines 
Mitglieds, das sich einer verhängten Vereinsstrafe oder der 
Ausschließung durch Austritt entzieht, angemessen hinauszu­
schieben oder beim Vorliegen eines Sachverhalts, der die 
Ausschließung rechtfertigen würde, ganz zu verweigern« Von 
dieser Freiheit hat aber der Beklagte gegenüber dem Kläger 
einen Gebrauch gemacht, der die Voraussetzungen des § 826 BGB 
erfüllt« Barum ist der Vorwurf der Revision unbegründet, das 
Berufungsgericht greife mit seiner Entscheidung in unzu­
lässiger Weise in die Vereinsautonomie ein«

Rach seinem eigenen Vorbringen hat der Beklagte dem 
Kläger die Wiederaufnahme aus zwei Gründen vor enthalt ent 
Einmal deshalb, weil der Kläger aus der Umgehung des Be- * 
Schlusses des Sportausschusses vom 13« Mai 1958 feinen Vor­
teil ziehen dürfe, sonst könnte sein Verhalten Schule machen, 
und zum anderen deshalb, weil er nicht die Fragen beantwortet 
habe, wer ihn dazu veranlaßte9 aus dem Beklagten auszutreten 
und eine finnische Lizenz zu lösen, und wer der Vermittler 
des Kampfes in Finnland war« Von der Beantwortung dieser 
Fragen hat der Beklagte im Schreiben vom 5« September 1958 
(Bl« 9 der Akten) die Entscheidung über den Wiederaufnahme­
antrag des Klägers ausdrücklich abhängig gemacht« Auf diese 
Weise hat der Beklagte durch die Vorenthaltung der Wieder-, 
aufnahme einen Bruck auf den Kläger zur Beantwortung der 
Anfrage nach seinen Ratgebern und Vermittlern ausgeübt« Bas 
war unzulässig, da der Kläger, wie bereits ausgeführt, die 
ihm gestellten Fragen nicht zu beantworten brauchte« über­
dies war die Annahme des Beklagten falsch, er könne den 
Kläger wegen der Umgehung des Beschlusses des Sportaus­
schusses vom 13« Mai 1958 so bestrafen, wie wenn er fort­
dauernd Mitglied geblieben wäre und als Mitglied die gegen 
ihn verhängte Auslandssperre mißachtet hätte (vgl« oben
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II 1). Ferner traf jedenfalls seit Mitte Januar 1959 nicht 
mehr der Gesichtspunkt zu, der Kläger dürfe aus der Um­
gehung dieses Beschlusses des Sportausschusses keinen Vor­
teil zieheno Unter diesen Umständen war die Vorenthaltung 
der Wiederaufnahme ab Mitte Januar 1959 sittenwidrig* Sie 
enthielt eine Schädigung des Klägers, da der Beklagte auf 
diese Weise die Betätigung des Klägers als Berufsboxer be­
hinderte« Daß dies der Vorstand des Beklagten erkannt und 
in Kauf genommen hat, kann nicht zweifelhaft sein. Damit 
sind die Voraussetzungen des § 826 BGB gegeben und der noch 
im Streit stehende Klageantrag unter diesem Gesichtspunkt 
begründet«

III«

Der Kartellsenat hat auf Anfrage erklärt, daß er ge­
gen die Sachzuständigkeit des erkennenden Senats keine Be­
denken habe, wenn der Klage aus § 826 BGB entsprochen werden 
könne und die Entscheidung nicht auf § 27 GWB gestützt zu 
werden brauche«

IV.

Danach war die Revision zurückzuweisen.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO«

Dr.Haidinger Dr.Kuhn Dr.Haager Dr«Reinicke Hill
.
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